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GESETZ ÜBER TECHNISCHE ARBEITSMITTEL 
(Maschinenschutzgesetz)

Vom 24. 6. 1968 (BGBL I 717)

§ 3 .(1) Der Hersteller oder Einführer von technischen 
Arbeitsmitteln darf diese nur in den Verkehr brin­
gen oder ausstellen, wenn sie nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik sowie den Arbeits­
schutz- und Unfallverhütungsvorschriften so beschaf­
fen sind, daß Benutzer oder Dritte bei ihrer bestim­
mungsgemäßen Verwendung gegen Gefahren aller Art 
für Leben oder Gesundheit soweit geschützt sind, wie 
es die Art der bestimmungsgemäßen Verwendung ge­
stattet . . .

§4
(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord­

nung kann nach Anhörung des Ausschusses für tech­
nische Arbeitsmittel im Einvernehmen mit dem Bun­
desminister für Wirtschaft und mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung bestimmen, daß 
technische Arbeitsmittel oder Teile von technischen 
Arbeitsmitteln nur in den Verkehr gebracht oder 
ausgestellt werden dürfen, wenn sie bestimmten, dem 
Gefahrenschutz nach § 3 dienenden Anforderungen 
entsprechen, soweit Arbeitsschutz- und Unfallverhü­
tungsvorschriften oder technische Normen . . ., nicht 
bestehen.

§9
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig
1. Vorschriften einer nach § 4 erlassenen Rechts Ver­
ordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverord­
nung auf diese Bußgeldstimmung verweist,

§330

Wer bei der Leitung oder Ausführung eines Baues 
wider die allgemein anerkannten Regeln der Baukunst 
dergestalt handelt, daß hieraus für andere Gefahr 
entsteht, wird mit Geldstrafe oder mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr bestraft.

§ 194
Gefährdung der Gebrauchssicherheit

Wer als Leiter eines Produktions-, Handels-, Re­
paratur- oder Dienstleistungsbetriebes oder eines Be­
reiches dieser Betriebe oder als Verantwortlicher für 
die Kontrolle und Prüfung Erzeugnisse hersteilen 
läßt, abnimmt, ausliefert oder Arbeiten leistet oder 
abnimmt, ohne daß dabei die Gebrauchssicherheit 
solcher Erzeugnisse oder bearbeiteter Gegenstände ge­
währleistet wird und dadurch trotz ordnungsgemäßen 
Umgangs unmittelbare Gefahren für das Leben oder 
die Gesundheit von Menschen verursacht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurtei­
lung auf Bewährung bestraft.

§ 195
Gefährdung der Bausicherheit

(1) Wer vorsätzlich als Verantwortlicher im Bau­
wesen unter Verletzung seiner Rechtspflichten gegen 
baurechtliche oder bautechnische Bestimmungen ver­
stößt und dadurch fahrlässig eine Gemeingefahr ver­
ursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft.

(2) Verantwortliche im Bauwesen im Sinne dieses 
Gesetzes sind Projektanten, Bauauftragnehmer so­
wie Verantwortliche für die Fertigung von Baustoffen 
und Bauelementen oder für den Abbruch eines Bau­
werkes oder die von diesen mit der Leitung oder 
Beaufsichtigung derartiger Arbeiten beauftragten Per­
sonen.
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